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147. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge
über den internationalen Warenkauf

148. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Gründung des Internationalen
Entwicklungsrechtsinstituts

149. Kundmachung: Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Min-
derheiten

147. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Island am 10. Mai 2001 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen
Warenkauf (BGBl. Nr. 96/1988, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 108/2001)
hinterlegt.

Schüssel

148. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zur Gründung des Internationalen Entwicklungsrechtsinstituts

Nach Mitteilungen der Italienischen Regierung ist das Übereinkommen zur Gründung des Inter-
nationalen Entwicklungsrechtsinstituts (BGBl. Nr. 283/1994) zwischen Österreich und nachstehenden
Staaten mit 17. März 1994 in Kraft getreten:

Ägypten, China, Frankreich, Italien, Niederlande, Philippinen, Senegal, Sudan, Tunesien, Vereinigte
Staaten.

Weiteren Mitteilungen der Italienischen Regierung zufolge haben seither folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Australien 10. Juli 2000
Bulgarien 5. Juni 1996
Ecuador 5. Februar 1998
Kolumbien 18. Juni 1998

Schüssel

149. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Rahmen-
übereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten
(BGBl. III Nr. 120/1998, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 106/2000) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden:

Aserbaidschan 26. Juni 2000
Jugoslawien 11. Mai 2001
Polen 20. Dezember 2000
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Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben folgende Staaten
nachstehende Erklärungen abgegeben:

Aserbaidschan:

Aserbaidschan erklärt unter Bekräftigung der Beachtung der universellen Werte sowie der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, dass die Ratifikation des Rahmenübereinkommens und die
Umsetzung seiner Bestimmungen kein Recht implizieren, Maßnahmen zu setzen, die die territoriale
Integrität und Souveränität oder die innere und internationale Sicherheit Aserbaidschans verletzen.

Polen:

In Anbetracht dessen, dass das Rahmenübereinkommen keine Definition des Begriffs der nationalen
Minderheiten enthält, erklärt Polen, dass es diesen Begriff für nationale Minderheiten, die ihren Wohnsitz
auf dem Hoheitsgebiet Polens haben und deren Mitglieder gleichzeitig polnische Staatsbürger sind,
versteht.

Polen wird das Rahmenübereinkommen gemäß Art. 18 durch Abschluss von in diesem Artikel
erwähnten internationalen Übereinkünften mit dem Ziel umsetzen, nationale Minderheiten in Polen und
Minderheiten oder Gruppen von Polen in anderen Staaten zu schützen.

Schüssel
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